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Juhalt. | Aus dieſem folge mit Nothwendigkeit die Ausſchließung der 
Unterſuchungs⸗ und die Aufſtellung der ſogenannten Verhandlungs⸗ 

Unterſuchungs⸗ oder Verhandlungsmaxime im Verwaltung s⸗ maxime. 
ee 15 Dr. Karl lin Ich nehme die Richtigkeit der aufgeſtellten Sätze an, ohne fie 
Wee ee Bee der Handlung einer zu Gunſten eigenen damit vollſtändig anzuerkennen, allein eden schein mir die Schluß⸗ 
Waſſerbezuges vorgenommenen eigenmächtigen Aenderung an einer fremden folgerung von der Dispoſitionsbefugniß über öffentliche Rechte auf die 


Waſſerausleitung aus einem öffentlichen Gewäſſer. Aufſtellung der Verhandlungsmaxime nicht richtig. 

Unter ſtrafgerichtlicher „unterſichung⸗ als Ausſchließungsgrund vom Wahlrechte im Die Dispoſitionsbefugniß der Parteien äußert ſich nämlich im 
wenden der Gemeindewahlordnung kann nur die Specialunterſuchung verſtanden Proceſſe nach zweierlei Richtung — erſtens bezüglich der Art und 
werden. a 1 ; 0 f 

„ob ein Underſchieh zwif Meller und materieller Wahl Weile, wie der beſtrittene Rechtsanſpruch geltend gemacht wird, d. i. 

e 5 2 a zwiſchen formeller und materieller Wah in Bezug auf die Anſtellung der Klage und des in derſelben geftelften 

Staatswiſſenſchaftliche Bibliographie. Begehrens, — zweitens in Bezug auf die Art und Weiſe, wie der 
Notizen. Anſpruch im Rechtsſtreite begründet wird. 


Es iſt nun ganz unbeſtreitbar, daß es von dem Willen des Ein⸗ 
zelnen, wie des Vertreters der Geſammtheit abhängt, ob eine Klage 
überhaupt vor dem Verwaltungsgericht eingebracht und welcher Rechts⸗ 
anſpruch der Entſcheidung des Gerichtes unterſtellt wurde, d. h. ob 
eine Partei klagt, was ſie in einer Klage beanſprucht, ob dieſer 
Klage gegenüber der geklagte Staat es auf die Verhandlung und 
Urtheilsfällung ankommen laſſen will oder nicht, liegt in der Dispo⸗ 
ſition der Parteien — mehr nicht. 

Wird aber eine Streitigkeit des öffentlichen Rechtes anhängig 
gemacht, ſo hat dieſe doch einen ganz anderen Charakter, als ein 
Privatrechtsſtreit, ſie enthält nämlich mittelbar oder unmittelbar die 
Anklage geſetzwidrigen Handelns von Seite der ſtaatlichen Organe, 
und deßhalb hat der Staat ſo Pflicht wie Recht zu verlangen, daß 
eine ſolche Streitigkeit vom Richter entſchieden werde, und es kann 
daher nicht mehr wie bei Privatrechtsproceſſen der klagende Staats⸗ 
angehörige mit der Wirkung die Klage zurückziehen, daß ſich dabei 
der Vertreter des öffentlichen Intereſſes beruhigen muß. 

Die Beſtimmung des § 53 der badiſchen Regierungsverordnung 
vom 12. Juli 1864 iſt daher gauz der Natur der Sache entsprechend. 

Es iſt doch nicht gleichgiltig, wenn z. B. in einer Klage be⸗ 
hauptet wird, daß die Finanzorgane ungerecht die Steuern bemeſſen 
— oder daß gewiſſe Perſönlichkeiten von den Regierungsorganen geſetz⸗ 
widrig von Leiſtung der Wehrpflicht befreit werden. Soll deßhalb, 


Perſonalien. 
Erledigungen. 


Unterſuchungs- oder Verhandlungsmaxime im 
Berwaltungsrechtsſtreite. 
Von Dr. Karl v. Kißling. 


In Nr. 4 und 5 dieſer Zeitſchrift iſt eine Abhandlung des Herrn 
Geheimrathes K. J. Schmitt mitgetheilt, welche ſich mit dieſer Frage 
beſchäftigt und dieſelbe dahin beantwortet, daß die Aufſtellung der 
Unterſuchungsmaxime für das verwaltungsgerichtliche Verfahren unge⸗ 
hörig und unzweckmaͤßig jet. 

Es wird zur Begründung dieſer Behauptung nachzuweiſen ge⸗ 
ſucht, daß die Unterſuchungsmaxime eben fo unvereinbarlich jet mit der 
Stellung der ſtreitenden Parteien zu den von ihnen verfolgten Rech⸗ 
ten, als mit jenen eines unparteiiſchen Gerichtes, in Wirklichkeit aber 
überhaupt gar nicht durchführbar. 

So geiſtreich nun dieſe Ausführungen auch ſind, ſie waren doch 
nicht im Stande, mich von der bisher feſtgehaltenen Anſicht, es ver⸗ 
lange der Charakter eines Streites über öffentliche Rechte kategoriſch, 
daß der Thatbeſtand von Amtswegen feſtgeſtellt werde, abzubringen, 


eee eee ngen einer. ef weil vielleicht die durch dieſe Verwaltungsacte angeblich begünſtigten 


i i f Bohr Perſonen den Kläger beſtimmen, feine Klage zurückzuziehen, weil fie 
f g 5 
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in der ſtaatlich verbürgten Möglichkeit gefunden werde, ein unmittelbar genehm berührt a die ae a nn rate: er 

und zunächſt ihrem perſönlichen Intereſſe dienliches Thun oder Laſſen ſchweigen 1 hefe e dari 98 en 15 15 läſſen 

des Staates zu beanſpruchen, um innerhalb der gezogenen Grenze des erſcheinen, = unbefangene eric unn eee N; 
Genuſſes für ſich inſoweit Nutzen daraus zu ziehen, als ſie wollen Die Dispoſitionsbefugniß der Parteien kann im Verwaltungs⸗ 
und für gut finden. Es wäre daher ein vollkommener innerer Wider⸗ rechtsſtreite auch nicht fo weit gehen, daß es nur von dem Willen der 
ſpruch, behaupten zu wollen, daß der Berechtigte verpflichtet ſei, ſein Parteien (der Haupt⸗ oder ſonſtigen Nebenparteien) abhängen kann, 
Recht zu gebrauchen — daraus folge nun die volle Dispoſitions⸗ wer allenfalls dem Streite noch als Betheiligter beizuladen iſt „ und 
befugniß der Staatsangehörigen über öffentliche Rechte. auch in dieſer Richtung iſt die Beſtimmung des § 49 der erwähnten 
Das Gleiche gelte vom Staate, deſſen Vertreter zwar nicht nach Verordnung vollkommen gerechtfertigt. f . N 
Willkür, ſondern nur wenn es das Wohl des Staates erfordert, auf Aus der Dispoſitionsbefugniß der Parteien folgt aber auch ganz 
Rechte des Staates gegenüber den Einzelnen verzichten dürfe. und gar nicht, daß die Begründung des Anſpruches und die Beiſchaf⸗ 
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fung des Proceßmateriales lediglich Sache derſelben ſei und das Ge⸗ 
richt ſich darum nicht zu bekümmern habe. 
Selbſt im Privatrechtsſtreite iſt gegenwärkig dſeſe ſtrenge An⸗ 
wendung der Verhandlungsmaxime nicht mehr als richtig anerkannt. 
Es iſt einer der A Fortſchritte auf dem Gebiete des Civil⸗ 
proceſſec daß man ⸗ a öglichen Berſuche macht, den Richter in die 
Lage zul ſetzen, ſo vil als möglich nicht bloß die formelle juriſtiſche, 
ſondern die 1 7 ahrheit und den wirklichen Thatbeſtand zur 
runblag A ntſcheidung nehmen zu können. Das Streben nach 
Wahrheit und der aus dieſem folgende Grundſatz der 5 freien Beweis⸗ 
prüfung verträgt ſich auch in der That wenig mit einer ganz aus⸗ 
nahmsloſen Beſchränkung des Richters uf das vorgelegte Proreß⸗ 
materiale, und fo wird bereits auf dem Gebiete des Civilproceſſes in 
vielen, Fällen das Vorgehen von Amtswegen geſtattet, z. B. in dem 
dtertlichſſchen Entwürfe der Cibilpröceßgrdnung, welcher dem Herten⸗ 
hauſe vortiegt, iſt geftattet , daß das Gericht von Amtswegen verfüge, 
daß Urkunden, auf welche ſich bezogen wurde, wenn auch Beweis 
durch ſie nicht augeboten wurde, vorgelegt, daß Stammbäume, Pläne, 
Riſſe oder fonftige Zeichnungen beigebracht werden — es kann von, 
Amtswegen einen Augenſchein und Beiziehung von Sachyerftändigen, 
beſchließen (9 138), es kann, wenn ein abgegebenes Gutachten unge⸗ 
nügend erſcheint oder wenn mehrere ſich widerſprechende Gutachten 
vorliegen, pon Aitttswegen die wiederholte Begutachtung durch leſelben 
oder andete Sachverſtändige von Arntstegen berordnen (§ 3700). — 
Dahin gehort auch das unbedingte ez der Frageſtellung an Zeugen 
und Parteien (SH 136 und 346) und die Befugiiß, von Amtswegen 

dem Beweisführer den ee auf zuerlegen (5 460). 


der Streitgegenſtand dem Staate nützen kann.“ Da wird die Frage 
geſtellt: „Soll demungeachtet das Verwaltungsgericht dieſen Beweis 
von Amtswegen erheben laſſen müſſen?“ 

Ja und nein. Ja — wenn der geklagte Staat ein Urtheil ver⸗ 
langt und deſſen Vertreter gegen den Widerſpruch des Klägers die 
Thatſache, durch deren Exiſtenz die Steuerbemeſſung allein rechtlich 
begründet erſcheint, behauptet; nein — wenn der Vertreter des 
Staates die Klage ſubmittirt, wozu er ohne Rückſicht, ob die Unter⸗ 
ſuchungs⸗ oder die Verhandlungsmaximie beſteht, berechtigt iſt. 5 

Die Aufſtellung dieſer beiden Beiſpiele zeigt vielmehr, daß die 
Unterſuchungsmaxime ganz und gar nicht das Dispoſitionsrecht der 
Parteien beeinträchtigt, noch das Verwaltungsgericht zur Beaufſichti⸗ 
gung der Verwaltung ermächtigt, ſondern nur dazu dient, die Wahr⸗ 
heit zu ermitteln und eine Rechtsſprechung hervorzurufen, welche dem 
materiellen Rechte Schutz gewährt und nach und ach die Verwaltung 
nach Geſetzen in allen Verwaltungszweigen befeſtigen muß. 

Jn Oeſterreich ſind die bisher eingeführten Gerichte, welche über 
öffentliches Recht zu urtheilen hahen, der Staatsgerichtshof und das 
Reichsgericht. Beide (§ 17 des Miniſterverantwortlichkettsgeſetzes und 
§.19 des Geſetzes über die Organiſation des Reichsgerichtes) haben 
die Unterſuchungsmarime und freie Beweisprüfung für das Verfahren 
angenommen, und der ins Leben zu rufende Proceß vor dem Ders 
waltungsgericht dürfte mit voller Beruhigung auf gleiche Grundſätze 
bafirt werden. 8 8 n 
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Die Parteien haben ein Dispoſitionsbefugniß Mittheilungen aus der Praxis. 

über das Recht, nicht über die Wahrheit, und es verträgt see 

ſich gerade gar nicht mit der modernen Auffaſſung der Aufgabe des | 

Richters, wenn man ihn zum theilnahmslofen Werkzeug der Par⸗ 

teien mächt Damp dig eee ee ö 


12 A Feen \ x R 1 Beurtheilung der Handlung einer zu 

1% Die Unabhängigkekl und Unpärteilichkett kann darunter heiß unſten eigenen Waſſerbezuges vorgenommenen eigenmächtigen 

nicht leiden Wem der Richter nit Ainteweßer Sortiert Thatbeſtand . eee ee emen 
ergänzt, wo ihn die Partejen aus irgend efner Utſache unvollkommen er 

DER BE LEN UN AU Der Grundbeſitzer M. Eder beſchwerte ſich am 21. Jult 1871 


vorgelegt haben e 5 
5 2 in der Praxis die Unterfuchungsmaxime nicht durchgeführt] bei der Bezirkshauptmannſchaft N. darüber, daß A. Schneider das ſeit 
wird, möchte ich deßhalb bezweifeln, weil ſie im Strafverfahren ſich jeher auf ſeine (Eders) Wieſe aus einem kleinen Wildbache fließende 
praktiſch durchführbar gezeigt hat Ich meine aber daß, wenn alich Waſſer von feiner Wieſe ab und auf die anſtoßende Wieſe des Ge⸗ 
eine Unterſuchung von Amtswegen in Ausſicht geſtellt iſt die Parteien klagten (Schneider) geleitet habe. Bei der commiſſionellen Erhebung 
ſchön von ſelbſt Alles beibringen, um ficher zu ſein, daß dem Gerichte ergab ſich, daß das fragliche Bachwaſſer lediglich aus atmoſphäriſchen 
alle entſcheidenden Thatſachen vorliegen. . NMiederſchlägen entſtehe, ſich im Haufe und auf einem Grundſtücke 
Die Schlußfolgerung aus dem Dispoſitionsbefugniſſe der Par⸗ Schneiders zur Zeit größerer Regen ſammle, dann über einen Ge- 
meindeweg und über die Gemeindehutweide fließe und hierauf durch 
einen Graben, welcher am Rande der Wieſe Eders und ſodaun der 


teten auf die Nothwendigkeit der Verhandlungsmartme ſcheint mir 
däher nicht richtig, und ich glaube, daß der Herr Geheimrath Schmitt 

Wieſe Schneiders vorbeiführe, in den Gemeindeteich abfließe, Aus 
dem Bache führten auf beide Wieſen Ausleitungen. Schneider gab, 


dadurch daß er ſchließlich dem Richter in Verwaltungsvechtsſtreitig⸗ 

keiten doch geſtattet, daß er ſich von Amtswegen über das 
ſtreitige Sachverhältniß die nöthige Klarheit verſchaffe, 
Alſelbſt fein Princip umwirf t. f N 
Die beigebrachten Beiſpiele, welche zeigen ſollen, daß die Unter⸗ 
ſuchungsmaxime zu Abſunditäten führt können mich ſo wenig als die 
oben widerlegten Gründe zur Anſicht desſelben bekehren — mir ſcheint 
ſogar, daß dieſe Beiſpiele nicht paſſen. Ann T 

dun Das. verfte bringt folgenden Fall: „Die Staatsverwaltung bat: 
eine ziemlich veraltete Beſteuerung der Staatsangehörigen vorzuneh⸗ 
men, deren Nachtheile allgemein anerkannt find. Mit vollem Bewußt⸗ 
ſein ihrer Verantwortlichkeit (doch!) beſteuert ſie darum auch den, A. 
geringer abs das noch geltende Geſetz will. A. glaubt aber gar keine 
Steuer ſchuldig zu fein, und erhebt die verwaltungsgerichtliche Klage 
dagegen.“ Da frägt nun der Herr Geheimrath: „Sollte nun das 
Verwaltungsgericht von Amtswegen auf die dem Geſetze entſprechende 
höhere Steuer erkennen müſſen % ee e eee e ee ene 
Nein — aber doch nicht deßhalb, weil es nicht vn Amtswegen 


‚N 
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zu, die Ausleitung, welche auf Eders Wieſe führt, mit Raſenſtücken 
vermacht und ſo den Waſſerabfluß auf Eders Wieſe verhindert zu 
haben, glaubte jedoch hiezu die Befugniß zu haben, weil ihm das 
alleinige Recht auf den Bezug des fraglichen Waſſers zuſtehe. 
„Die Bezirkshauptmannſchaft entſchied am 14. Auguſt 1871, 
3. 3719, daß mit Rückſicht darauf, daß ſeit vielen Jahren beide, 
Wieſen, und zwar zuerſt die Wieſe des Klägers, dann die Wieſe des 
Geklagten durch ausgehobene Ausleitungen aus dem fraglichen, zur 
Zeit größerer Regengüſſe Waſſer führenden Bache ehe ute 
der Geklagte nicht das Recht habe, das Alleineigenthum dieſes Waſſers 
zur Bewäſſerung feiner Wieſe zu beänſpruchen, äußer er würde 
nachweiſen, daß er dieſes Waſſerbenützungsracht für ſich allein nach, 
den früheren Geſetzen erworben habe. Da er aber dieſen Umſtand bei 
der commiſſionellen Verhandlung nicht nachgewieſen habe und auch 
füglich nicht nachzuweiſen im Stande jet, weil ſeine Wieſe früher 
Gemeindeeſgenthum war, ſo werde erkannt, Schnefder habe dadurch, 


daß er die von Eder angebrachte Waſſerausleitung mit Raſenſtücken 
Nee habe „das Waſſerrechtsgeſetz übertreten“, werde, 
ehalh zu einer Geldſtrafe von 5 fl nach den §§ 71 und 72 
Waſſerrechtsgeſ. f. Böhmen verurtheilt und ſei ſchuldig, den Auslei⸗ 
tüngsgraben des Klägers wieder in den früheren Stand zu ſetzen, Die, 
1 Beßwäſſerung der Wieſe des Klägers nach wie vor zu geſtatten und 
zeigt ſich als durch einen noch zu erbringenden Beweis einer That⸗ die Commiſſionskoſten zu bezahlen. D 

ſache bedingt, den zu erheben die Verwaltung abſichtlich unterlaffen |; In ſeinem Recurſe behauptete Schueider, er beſttze die fragliche 
hat, weil er ihr mehr Arbeit und Zeitverluſt verurſachen würbe, als] Wilſe ſett 38 Jahren und habe fett diefer Zeit das Bachwaſſer immer 


100 
erheben darf, wie hoch eigentlich die Steuer ſei, ſondern weil der⸗ 
Kläger überhaupt ſo nicht verurtheilt werden kann. Es wird, deſſen 
Klage abweisen, weil er ſogar eine höhere Steuer zu zahlen hätte, 
waß in den Motiven wohl geſagt werden kann, ihm aber nicht dleſe 
höhere Steuer auferlegen. < Uran f 

Der zweite Fall iſt: „Die von A. beſtrittene Steuerforderung 
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allein benützt für ſeine Wieſe; Eder habe dieſes Recht dadurch geſtört, 
daß er eine Waſſerausleitung auf ſeine (Eders) Wieſe ausgehoben 


habe, ohne hiezu ein Recht zu beſigen; er habe hierauf nur die von 
Eder widerrechtlich hergeſtellte Waſſerausleitung vermacht und ſo den 
früheren Zuſtand wieder hergeſtellt. Die Bezirkshauptmannſchaft con⸗ 
ſtatirte im Einbegleitungsberichte zu dieſem Recurſe, daß Eder nicht 
etwa ſeit neuerer Zeit erſt, ſondern ſchon ſeit vielen Jahren das Waſſer 
auf ſeine Wieſe ausleite. 

Die Statthalterei hob (am 25. October 1871, 3. 50.793), 
nachdem ſie das Oberlandesgericht in P. um ſeine Anſicht bezüglich 
der Eompetenz gefragt hatte, die Entſcheidung der erſten Inſtanz auf 
„wegen Incompetenz der politiſchen Behörden“; weil beide Streittheile 
behaupten, das fragliche Waſſer zur Bewäſſerung ihrer Wieſen benützt 
zu haben, und zwar Eder ſeit jeher, Schneider ſeit 38 Jahren, weß⸗ 
halb dieſer Streitgegenſtand umſomehr auf den Rechtsweg gehöre, 
als nach 5102 Waſſergeſ. f. Böhmen die nach den früheren Geſetzen 
erworbenen Waſſerbenützungs⸗ oder ſonſtigen auf Gewäſſer ſich bezie⸗ 
henden Privatrechte aufrecht geblieben ſeien. ö 
Ueber den Miniſterialrecurs Eders hob jedoch das Ackerbau⸗ 
miniſterium mit Erlaß vom 31. Jaͤnner d. J., Z. 6799, die Statt⸗ 
haltereientſcheidung auf mit der Begründung, „daß es ſich in dieſem 
Falle nicht ſowohl um die Entſcheidung über ein Begehren des Klä- 
gers und des Geklagten um Anerkennung des behaupteten ausſchließ⸗ 
lichen Waſſerbenützungsrechtes aus dem Titel einer langjährigen Be⸗ 
nützung des fraglichen Waſſers handle, ſondern vielmehr Eders Klag⸗ 
begehren nur auf Beſeitigung einer von Schneider eigenmächtig vor⸗ 
genommenen Neuerung und Herſtellung des früheren Zuſtandes ge⸗ 
richtet geweſen ſei. Da das fragliche Gewäſſer nach § 3 des Waſſer⸗ 
rechtsgeſetzes für Böhmen gls ein öffentliches anzuſehen ſei, bedürfe 
die Ausleitung aus einem ſolchen, ſowie jede Aenderung an einer der⸗ 
artigen Leitungsvorrichtung nach § 17 jenes Geſetzes der vorläufigen. 
behördlichen Bewilligung. Schneider ſei daher zu einer eigen mäch⸗ 


tigen Aenderung der Ederſſchen Waſſerauskeitung nicht befugt ge⸗ 


weſen, weßhalb ihn die Conſequenzen der §§ 70 und 72 J. eit. zu 
treffen hätten. Es ſei fonach dieſe Angekegenheit nach den Beſtim⸗ 
mungen des Waſſerrechtsgeſetzes zu behandeln und demnach gemäß 
§ 75 dieſes Geſetzes die polütiſche Behörde zur Verhandlung und 
Entſcheidung berufen.“) Demnach wurde die Entſcheidung erſter In⸗ 
ſtanz vom Standpunkte der Competenz gufrecht erhalten und 
die Statthalterei beauftragt, über den dagegen eingebrachten Reeurs 
Schneiders inſtanzmäßig das Amt zu handeln. R. C. 


We 
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Unter ſtrafgerichtlicher „Unterſuchung“ als Ausſchließungsgrund 

vom Wahlrechte im Sinne der Gemeindewahlordnung kann nur die 
Specialunterſuchung verſtanden werden 1 

Zur Frage, ob ein Unterſchied zwiſchen formeller und materieller 
Wahlberechtigung gemacht werden kann. 


Bei der am 24. November 1870 vorgenommenen Neuwahl des 
Gemeindeausſchuſſes in R. wurde Anton N., gegen deſſen Wahlrecht 
innerhalb der feſtgeſetzten Reclamationsfriſt eine Einwendung nicht 
erhoben worden war, zum Gemeindeausſchußmitgliede gewählt. Gegen 
die Giltigkeit dieſer Wahl brachten Vincenz K. und Franz Z. am 
27. November 1870 vor, daß N. als früherer Bürgermeiſter in R. 
für die Gemeinde au Kriegsentſchädigung den Betrag von 1382 fl. 


übernommen, dieſen Betrag aber weder an die Gemeinde abgeführt, 


noch über denſelben Rechnung gelegt habe, weßhalb auch gegen den⸗ 
ſelben die ſtrafgerichtliche Unterſuchung wegen Verbrechens! der Ver⸗ 
untreuung eingeleitet ſei. Nach Eröffnung des Bezirksgerichtes T vom, 


30. November 1870 wurde N. wirklich wegen des obigen Verbrechens 
angezeigt; auch die Vorunterſuchung gegen denſelben eingeleitet; bis. 


zum Zeitpunkte ſeiner Wahl indeß hatte die Specialunterſuchung gegen 
denſelben noch nicht platzgegriffen. 
Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte hierauf, daß Anton N. 


gemäß § 3 p) G. W. O.“) vom Wahlrechte ausgeſchloſſen ſei, und 


) Liegt hieß nicht überhaußt nur eine Beſitzesſtbrung vor??? 
„ Bem. d. Red. 
) Die eitirte Beſtimmung der Gemeindewählordnung für Böhmen lautet: 
Vom Wahlrechte ausgeſchloſſen find: 
b) Perſonen, welche eines 
. jo lange dieſe dauert!“ 


daß deſſen Wahl im Grunde des §. 3 G. Wi D. in Handhabung 
des ſtaatlichen Aufſichtsrechtes außer Kraft Zeſetzt werde n 
Ueber Berufung des N. hat die Statthalterek die bezirkshaupt⸗ 
mannſchaftliche Entſcheidung behoben, weil die Wahlberechtigung des 
N., abgeſehen davon, daß derſelbe ſich in ſtrafgerichtlicher Unterſuchung 
befindet, im Hinblick darauf, daß gegen deſſen Einbeziehung in die 
Wählerliſte innerhalb der Präcluſivpfriſt des § 18 G. W. O. keine 
Einwendungen eingebracht wurden, jedenfalls als formell zu Recht 
beſtehend angeſehen werden muß, und ein Ausſchließungsgrund von 
der Wählbarkeit (§ 11 und 12 G. W. O.) gegen N. nicht vorliegt. 
Im Miniſterialrecurſe gegen dieſe Statthaltercientſcheidung brachten 
Vincenz K. und Franz Z. zur Geltung, daß gegen N. der Ausſchließungs⸗ 
grund des $ 3 b) G. W. O. vorliege, und beſtritten die Nichtigkeit 
der Argumentation der Statthalterei, wongch N. in Folge der unter⸗ 
bliebenen Reclamation gegen ſein Wahlrecht formell wahlberechtigt 
ſei, da dieſe Argumentation zu der Abſurdität führen müßte, daß die 
politiſche Behörde irgend einen wegen. Uebertretung, der Verun⸗ 
treuung Verurtheilten aus dem Gemeindeausſchuſſe ausſcheiden, dagegen 
aber die Wahl eines wegen Verbrechens der Veruntreuung Ver⸗ 
urtheilten aufrecht erhalten müßte, wenn gegen deſſen Aufnahme in 
die Waͤhlerliſten eine Reclamation nicht he worden wäre. = 
Das Miniftertum des Innern hat unkerm 11. November 1871, 
3. 15.338, der Berufung des Vincenz K. und Franz Z. keine Folge 
gegeben, und zwar aus nachſtehenden Gründennt?u : 
„Nach Inhalt der Zuſchrift des Bezirksgerichtes T. vom 30. No⸗ 
vember 1870 war im obigen Zeitpunkte gegen Anton N. bei dieſem 
Gerichte allerdings die Anzeige wegen Veruntreuung der der Gemeinde 
R. zugeſprochenen und ausbezahlten Kriegsſchädenerſätze im Betrage 
von 1382 fl. bereits eingebracht und die Vorunterſuchung deßhalb 
anhängig, die Specialunterſuchung jedoch bis dahin gegen N. noch 
Ln 
Mit Rückſicht auf die Beſtimmungen der §§ 66 und 134 der 
Strafproceßorduung vom 29. Juli 1853, Nr. 151 R. G. Bl., kann 
daher nicht angenommen werden, daß im Zeitpunkte der am 24. No⸗ 
vember 1870 vorgenommenen Gemeindewahl gegen N. der Aus⸗ 
ſchließungsgrund des § 3, Abf. b) der Gemeindewahlordnung vorge⸗ 
legen ſei. % er mt eee eee iner 0. 
Wenn gegen N. auch in einem ſpäteren Zeitpunkte die Special⸗ 
unterſuchung eingeleitet worden iſt, ſo hatte dies gemäß § 26 der 
Gemeindeordnung nicht den Verluſt des Amtes als Gemeindeausſchuß⸗ 
mitglied zur Folge. ö i 
Anmerkung des Einſenders: f SE 
Wenn die Statthrlterei zwiſchen einer formellen und ma⸗ 
teriellen Wahlberechtigung unterſcheidet und hieran Conſequenzen 
knüpft, ſo erſcheint dies weder im Wörtlaute, noch im Sinne der 
Beſtimmungen der Gemeindewählordnung und Gemeindeordnung (8 26) 
begründet. Wahlberechtigt im Sinne der Gemeindewahlordnung ſind 
alle im § ! derſelben angeführten Perſonen, welche nach den weiter 
folgenden geſetzlichen Beſtimmungen von dem Wahlrechte nicht aus⸗ 
geſchloſſen oder ausgenommen find. Die Eintragung in die 
Wählerliſte kann für eine Perfon, welche nach dem Geſetze nicht, 
wahlberechtigt iſt, das Wahlrecht in keiner Weiſe begruͤnden, ebenſo⸗ 
wenig hört aber Jemand, dem nach dem Geſetze das 1 ge⸗ 
bührt, auf, „wahlberechtigt“ zu ſein, wenn er es auch unterlaſſelt hat, 
wegen unterbliebener Eintragung feines Namens in die Wählerliste 
rechtzeitig zu reclamiren. Er kaun dann allerdings für eine be⸗ 
ſtimmte Wahl ſein Wahlrecht nicht ausüben, bleibt aber doch 
wahlberechtigt im Sinne des Geſetzes. Im andern Fall wird 
eventuell ein Nicht wahlberechtigter das Wahlrecht factiſch. 
ausüben, er wird aber hiedurch nicht wahlberechtigt im Sinne 
der Gemeindewahlordnung . mn . ee eee 
| Da nach 8,10 der böhmischen Gemeindewahlordnung nur wahl⸗ 
berechtigte Perſonen wählbar ſind, ſo kann Jemanden, dem nach 
feinem Verhältniſſe das Wahlrecht micht zukömmt, oder der hievon 
ausgeſchloſſen oder ausgenommen iſt, die Wahlfüßigkeit 
nicht zuerkannt werden, wenn er auch etwa irrigerweiſe an die Wähler⸗ 
liſte eingetragen und eine Reelamation gegen ihn nicht eingebracht 
worden wäre. Es kommt daher auch die Wahl einer Perſon, 


welcher das Wahlrecht ich zukömmt, zauch daun zu annulliren, 


wenn dieſelbe in den Wählerliſten nicht beanſtändet worden iſt. r 


kann für die politiſche Behörde hei der Handhabung des Schlußabſages 


Verbrechens wegen in Unterſuchung gezogen wurden, 
e ee er | I 1 rin 


des 8 31 G. W. O., beziehungsweiſe bei der Prüfung der Wäßlbärkeit 
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einer Perſon, die hier von Amtswegen erfolgt, der Umſtand durchaus] Zur Statiſtik der Schullehrerſeminarien in Preußen. Berlin 1872 


nicht maßgebend und präjudicirend ſein, daß gegen das Wahlrecht 


Beſſer. 


eines in der Wählerliſte Eingetragenen nicht oder „nicht recht- Jahrbuch für die amtliche Statiſtik des bremiſchen Staates. 4. Jahrg. 2. Heft 


zeitig“ reelamirt worden iſt. Km. 
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Chaflin T. T. Constitutional Equality of Right of Woman, or a Consideration 
of the serious Relations, which the sustains as a necessary part of the 
Body of Society and Humanity. New-York 1871. 

Friedberg Dr. E. Prof. Die Grenzen zwiſchen Staat und Kirche und die Ea⸗ 
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(Rangsbeſtimmung der zu Bezirkshauptmännern zweiter 
Claſſe ernannten früheren Kreiseommiſſäre erſter Claſſe, Statt⸗ 
baltereifecretäre und Bezirks vorſteher.) Nachdem der Zeitpunkt der 
Erlangung einer beſtimmten Diätenclaſſe für die Ranglrung nur bei vollkommen 
ääquiparirenden Dienſteskategorien maßgebend ift, und die Ernennung zum Bezirke. 
hauptmanne zweiter Claſſe nach den organiſchen Beſtimmungen des Geſetzes vom 
19. Mai 1868 (R. G. Bl. Nr. 44) nicht nur wegen der mit dieſer Stelle verbundenen 
höheren Bezüge, ſondern auch wegen ihres umfangreicheren Wirkungskreiſes für die 
früher beſtandene Kategorie der Kreiscommiſſäre erſter Claſſe, Statlhaltereiſecretäre 


Pözl J. Sammlung der baveriſchen Verfaſſungsgeſetze. Supplement. Enth. die und Bezirksvorſteher als eine Beförderung zu betrachten iſt, haben Seine k. und 


Reichsverfaſſung und die Reichsgeſetze verfaſſungsrechtlichen Inhalts. München 
1872. Grubert. 

Martin W. über die Einführung der Presbyterial⸗ und Synodalverfaſſung in die 
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Zur Aufhebung und Ablöſung der Stolgebühren und Opfer im 
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Kletke G. M. Die Rechtsverhältniſſe des Landesculturgenoſſenſchaften in Preußen. 
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III. Geſchichte (der Geſellſchaft und des Staates). 


Helfert J. A. Freiherr v. Geſchichte Oeſterreichs vom Ausgange des Wiener 
October⸗Aufſtandes 1848. Prag 1871. Tempsky. 

Rogge Walter. Oeſterreich von Vilägos bis zur Gegenwart. 1. Band: Das 
Decennium des Abſolutismus. Leipzig 1872. F. A. Brockhaus. 

Vivenot A. v. Vertrauliche Briefe des Freiherrn von Thugut, öſterreichiſchen Mi⸗ 
niſters des Aeußern. 2 Bde. Wien 1872. Braumüller. 

Arneth A. v. Joſeph II. und Leopold von Toscana. Ihr Briefwechſel von 1781 
bis 1790. Wien 1872. Braumüller. 

Stüve C. Geſchichte des Hochſtiftes Osnabrück. Jena 1872. Fromman. 


IV. Statiſtik (der Geſellſchaft und des Staates). 


Haushofer M. Lehr⸗ und Handbuch der Statiſtik in ihrer neueſten Entwicklung. 
Wien 1872. Braumüller. 


k. apoſt. Majeſtät mit Allerh. Entſchließung vom 11. Jänner 1871 aus Anlaß eines 
ſpeciellen Falles den vom Miniftertum des Innern ſeit der Erlaſſung des obigen Ge⸗ 
ſetzes in Anwendung gebrachten Grundſatz allergnädigſt zu genehmigen geruht, wonach 
bei der Rangirung der zu Bezirkshauptmännern zweiter Claſſe ernannten Beamten 
welche früher einer der bezeichneten Dienſteskategorien angehört haben, nicht der Zeit⸗ 
punkt der Erlangung der achten Diätenclaſſe, ſondern im Sinne des Hofkanzlei⸗ 
deeretes vom 16. Mak 1828, 3. 11.616 (Pol. Gef. Slg. Band 56, Nr. 49, S. 115) 
der Tag der Entſchließung, mit welchem die Ernennung zum Bezirkshauptmanne 
zweiter Claſſe ausgeſprochen worden iſt, zur Richtſchnur zu dienen hat. (Erläſſe des 
Miniſteriums des Innern vom 13. und 27. Jänner 1872, Nr. 218 / M. J. und 
296/ M. J.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Seetionschef im Finanzminiſterium Alois Ritter 
v. Deſſäry anläßlich deſſen Penſionirung das Komthurkreuz des Franz Joſephs⸗ 
Ordens mit dem Sterne verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterialräthen im Finanzminiſterium Gotthard 
Freiherrn v. Buſchmann und Joſeph Neindlinger bei Uebernahme derſelben in 
den Penſtonsſtand das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialſecretär im Finanzminiftertun Franz 
Freiherrn v. Riefel das Ritterkreuz des Franz Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Dr. Julius 
Fierlinger eine ſyſtemiſirte Sectionschefsſtelle in dieſem Miniſterium verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsräthen Rudolf Ritter v. Prechtl, Anton 
Pelikan v. Plauenwald und Dr. Eduard Schön ſyſtemiſirte Miniſterialrathsſtellen 
im Finanzminiſterium; ebendaſelbſt den Sectionsräthen Karl Ritter Schwabe von 
Waiſenfreund und Karl Ham ppe den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 
rathes taxfrei; dem mit Titel und Charakter eines Sectionsrathes bekleideten Miniſte⸗ 
rialſecretär Dr. Joſeph Bezeeny, dann den Miniſterialſeeretären Ferdinand: 
Buchaczek und Wilhelm Groß ſyſtemiſirte Sectionsrathsſtellen; den Miniſterial⸗ 
ſecretären Ludwig Malfatti v. Rohren bach, Franz Lyſek und Heinrich- 
Auer hammer den Titel und Charakter eines Sectionsrathes mit Nachſicht der 
Taxen, dem mit Titel und Charakter eines Miniſterialſeeretärs bekleideten Miniſterial⸗ 
concipiſten Karl v. Latour zu Thurmburg und dem Miniſterialconcipiſten 
Theodor Pichs ſyſtemiſirte Miniſterialſecretärsſtellen im obigen Miniſterium; dann. 
ebendaſelbſt dem mit Titel und Rang eines Miniſterialſeeretärs bekleideten Miniſte⸗ 
rialconcipiſten Emil Chertek auch den Charakter eines Miniſterialſeeretärs und dem 
Miniſterialconcipiſten Karl Kleinrath den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗ 
ſecretärs taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Honorar⸗Legationsrath Gabriel Freiherrn von. 
Herbert⸗Rathkeal zum Legationsrath zweiter Kategorie ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkshauptmann 100 — Claſſe Moriz 
v. Mayfeld zum Bezirkshauptmann erſter Claſſe und den im Miniſterium des In⸗ 
nern in Verwendung ſtehenden Statthaltereiconcipiſten Friedrich Hauer zum Bezirks⸗ 
hauptmann zweiter Claſſe in Oberöſterreich ernannt N 


r 


Erledigungen. 


Forſtprakticantenſtellen in der Banater Militärgrenze, und zwar vier mit a 
500 fl. und vier mit je 400 fl. Jahresgehalt, ſämmtliche mit 100 fl. Quartiergelz 
bis 1. März. (Amtsbl. Nr. 29.) : 

Finanzconeipiſtenſtelle bei der Finanzdirection in Trieſt mit 700 fl. Jahresd 
gehalt und 200 fl. Quartiergeld, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 29.) 

Ingenieursſtelle erſter Claſſe für Salzburg mit 1100 fl., eventuell im Vor⸗ 
rückungsfalle eine Ingenieursſtelle zweiter Claſſe mit 1000 fl. Gehalt, bis Ende 
Februar. (Amtsbl. Nr. 30.) ' 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Zeichner im Poſteursbnureau des k. k. Handelsminiſteriums. (Amtsbl. Nr. 30. 
Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


